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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) — Immunitätsangelegenheiten — 


betr. Aufhebung der Immunität der Abgeordneten 


A. Problem 

Generelle Genehmigung zur Durchführung von Ermittlungs- 
verfahren. 


B. Lösung 

Erneuerung des Beschlusses des 5. Deutschen Bundestages auf 
Drucksache V/3790, der zu Beginn der 6. Wahlperiode durch 
Beschluß des Deutschen Bundestages vom 10. Dezember 1969 
— Drucksache W 127 — für die Dauer der 6. Wahlperiode über- 
nommen worden war. Die bisherige Regelung hat sich bewährt. 
Zur Vereinfachung der notwendigen Übernahme zu Beginn der 
Wahlperiode wird lediglich vorgeschlagen, die Bezugnahme 
auf die jeweilige Wahlperiode fortfallen zu lassen. 


C. Alternativen 

entfällt 


D. Kosten 

entfällt 
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Drucksache 7/185 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Dürr 


Der Deutsche Bundestag hatte in seiner 280. Sit- 
zung vom 26. Februar 1969 den Antrag des Aus- 
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge- 
schäftsordnung auf Drucksache V/3790 angenommen. 
Für die 6. Wahlperiode wurde dieser Beschluß am 
10. Dezember 1969 übernommen und Anlage Nr. 7 
der Geschäftsordnung (nach den Grundsätzen in 
Immunitätsangelegenhelten) . 

In der konstituierenden Sitzung des 7. Deutschen 
Bundestages vom 13. Dezember 1972 führte der 
Alterspräsident u. a. aus: 

„Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen be- 
kanntzugeben, daß auf Grund einer interfrak- 
tionellen Vereinbarung die Geschäftsordnung 
vom 22. Mai 1970, zuletzt geändert durch Be- 
schluß vom 21. September 1972, mit den dazu 
getroffenen Beschlüssen und Vereinbarungen 
sowie die Geschäftsordnung für das Verfahren 
nach Artikel 115 d des Grundgesetzes auch in 
der 7. Wahlperiode weiter gelten sollen. — Ich 
höre keinen Widerspruch. Ich stelle fest, daß das 
Haus damit einverstanden ist. . . .". 

Auf Grund dieser Formulierung ist zwar der o. a. 
Beschluß vom 10. Dezember 1969 wiederum als An- 
lage zur Geschäftsordnung aufgeführt, jedoch mit 
dem ursprünglichen Wortlaut, d. h.: „bis zum Ablauf 
der 6. Wahlperiode". Aus diesem Grunde muß der 
Bundestag erneut die generelle Genehmigung er- 
teilen. 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung hat sich in seiner 2. Sitzung am 
14. Februar 1973 mit dieser Frage befaßt und emp- 
fiehlt dem Plenum einstimmig, den Beschluß der 
5. Wahlperiode mit einer geringfügigen Änderung 
für die Dauer der 7. Wahlperiode zu übernehmen. 
Die Änderung bezieht sich auf die Einleitung, die bis- 
her Bezug auf die jeweilige Wahlperiode nahm. Um 
für die Zukunft bei der Übernahme der Geschäftsord- 
nung auch die mit der Immunität zusammenhängen- 
den Fragen einzuschließen, schlägt der Ausschuß vor, 
den Einleitungssatz zu Nummer 1 wie folgt zu fas- 
sen: 

„Der Deutsche Bundestag genehmigt bis zum 
Ablauf dieser Wahlperiode die Durchfüh- 
rung . . 

Von einer weiteren Änderung des Beschlusses aus 
der 5. Wahlperiode hat der Ausschuß Abstand ge- 
nommen, da mit einer Änderung der Strafprozeßord- 
nung auch eine Überprüfung dieses Beschlusses er- 
forderlich wird, soweit die Genehmigung sich nicht 
auf den Erlaß eines Strafbefehls oder einer Straf- 
verfügung bezieht. 

Zur Begründung weist der Ausschuß darauf hin, 
daß sich die in der 5. Wahlperiode eingeführte 
Regelung des Immunitätsrechts bewährt hat. Einige 
Landtage haben sich diesem Verfahren angeschlos- 
sen bzw. geplant, diese Regelung zum Vorbild zu 
nehmen. Zwischenzeitlich wurden auch die Richt- 
linien für das Strafverfahren dem Beschluß des 
Deutschen Bundestages angepaßt. 


Bonn, den 14. Februar 1973 


Dürr 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


1. Der Deutsche Bundestag genehmigt bis zum Ab- 
lauf dieser Wahlperiode die Durchführung von 
Ermittlungsverfahren gegen Abgeordnete wegen 
Straftaten, es sei denn, daß es sich um Beleidigun- 
gen (§§ 185, 186, 187a Abs. 1 StGB) politischen 
Charakters handelt. 

[Vor Einleitung eines Ermittlungsverfahrens ist 
dem Präsidenten des Deutschen Bundestages, 
und, soweit nicht Gründe der Wahrheitsfindung 
entgegenstehen, dem betroffenen Abgeordneten 
Mitteilung zu machen; unterbleibt eine Mitteilung 
an den Abgeordneten, so ist der Präsident auch 
hiervon unter Angabe der Gründe zu unterrich- 
ten. Das Recht des Deutschen Bundestages, die 
Aussetzung des Verfahrens zu verlangen (Artikel 
46 Abs. 4 GG), bleibt unberührt.] 

2. Diese Genehmigung umfaßt nicht 

a) die Erhebung der öffentlichen Klage wegen 
einer Straftat und den Antrag auf Erlaß eines 
Strafbefehls oder einer Strafverfügung, 

b) im Verfahren nach dem Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten den Hinweis des Gerichts, 
daß über die Tat auch auf Grund eines Straf- 
gesetzes entschieden werden kann (§ 81 
Abs. 1 Satz 2 OWiG), 

c) freiheitsentziehende und freiheitsbesdirän- 
kende Maßnahmen im Ermittlungsverfahren. 

3. Zur Vereinfachung des Geschäftsganges wird der 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Ge- 


schäftsordnung beauftragt, bei Verkehrsdelikten 
eine Vorentscheidung über die Genehmigung in 
den Fällen der Nummer 2 zu treffen. 

Dasselbe gilt für Straftaten, die nach Auffassung 
des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung als Bagatellangelegenhei- 
ten zu betrachten sind. 

Die Ermächtigung zur Strafverfolgung gemäß 
§ 197 Satz 2 StGB bei Beleidigung des Deutschen 
Bundestages kann im Wege der Vorentscheidung 
erteilt werden. 

4. Die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe oder einer 
Erzwingungshaft (§§ 96, 97 OWiG) bedürfen der 
Genehmigung des Deutschen Bundestages. Zur 
Vereinfachung des Geschäftsganges wird der 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Ge- 
schäftsordnung beauftragt, eine Vorentscheidung 
über die Genehmigung der Vollstreckung zu tref- 
fen, bei Freiheitsstrafen nur, soweit nicht auf eine 
höhere Freiheitsstrafe als drei Monate erkannt 
ist oder bei einer Gesamtstrafenbildung (§§ 74, 
79 StGB, § 460 StPO) keine der erkannten Einzel- 
strafen drei Monate übersteigt. 

5. Bei Vorentscheidungen werden die Beschlüsse 
des Ausschusses dem Bundestag durch den Prä- 
sidenten schriftlich mitgeteilt, ohne auf die Tages- 
ordnung gesetzt zu werden. Sie gelten als Ent- 
scheidung des Deutsdien Bundestages, wenn nicht 
innerhalb von sieben Tagen nach Mitteilung 
schriftlich beim Präsidenten Widerspruch erho- 
ben wird. 


Bonn, den 14. Februar 1973 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 


Dr. de With 

Vorsitzender 


Dürr 

Berichterstatter 
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